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(Reptilienfonds) umstritten. Infolgedessen hat sich die Rechtsprechung im­
mer wieder mit der Problematik auseinandergesetzt. 

Die Bonner juristische Dissertation von 1991 umreißt das Gebiet mit Aku­
ratesse: das Erste Fernsehurteil (1961), das Erste Parteienfinanzierungs­
urteil (1966), das Urteil zur regierungsamtlichen Öffentlichkeitsarbeit 
(1977), das Volkszählungsurteil (1983), der AIDS-Beschluß (1987). Später 
erfolgte Judikatur wurde noch berücksichtigt: die Glykolwein-Urteile 
(1990/91), die Jugendsekten-Entscheidungen (1989-91), eine Kampagne 
der NRW-Landesregierung zur Wahlwirkung (1991). Ferner findet der in­
teressierte Leser alle einschlägigen Entscheidungen des Bundesverfassungs­
gerichts von 1974 bis 1983 in gebotener Kürze behandelt. 

Einen Schwerpunkt der Darstellung (S. 53-117) bilden terminologische 
Überlegungen zum Begriff "Öffentlichkeitsarbeit", auch in Abgrenzung zur 
"Propaganda", zu den Organisationsstrukturen des Informationsamtes der 
Bundesregierung sowie zu seinen Aussagen und Medien (S .106-117). Die 
Teile 3 bis 7 erörtern ausführlich die Kompetenzgrundlagen der Bundesre­
gierung (S.118-186), den Parlamentsvorbehalt (S.187-201), den 
Informationsanspruch von Bürger und Presse (S.202-239), die modalen 
Schranken der regierungsamtlichen Öffentlichkeitsarbeit (S.240-335) sowie 
deren Grenzen im Wahlkampf (S.336-402). 

Schürmann vertritt entgegen anderen Auffassungen die Ansicht, daß der 
Begriff "Öffentlichkeitsarbeit" eine geschlossene, subsumtionsfeste Defini­
tion in der Rechtssprache nicht gefunden habe (s.S. 73f.). Vielmehr stimmt 
er dem Bundesverfassungsgericht zu, wenn es eine "Subjektslehre" prakti­
ziere. Eine "werthafte Anreicherung" könne deshalb "nur im Rahmen der 
Prüfung der verfassungsrechtlichen Legitimation zur Öffentlichkeitsarbeit 
der Regierung und ihrer Grenzen" (ebd.) von Fall zu Fall herausgearbeitet 
werden. Dies geschieht bei Schürmann mit dem Ziel, die Beurteilungs­
spielräume und Grauzonen der Rechtsprechung aufzuzeigen un,d zu analy­
sieren. 

Viele dem Laien kaum plausible Praktiken erhalten durch den Autor ver­
stehbare Erklärungen, die auch in der Zusammenfassung (S.403-410) über­
sichtlich aufgereiht werden. Wichtig erscheint dabei die Differenzierung 
zwischen Öffentlichkeitsarbeit im engeren und im weiteren Sinne, zwi­
schen bezahlter, unbezahlter, unmittelbarer und mittelbarer. Was für die 
Bürger Folgen einer Koalitionspolitik sein mögen, nämlich die Personalre­
dundanz, ist in der Interpretation des Juristen eine organisationsrechtliche 
Konsequenz, die dem Verfassungsorgan Bundeskanzler viele Möglichkeiten 
eröffnet, seine Informationspolitik inhaltlich und personell zu gestalten. 
Als "Annex ihrer Sachkompetenz" (S.245ff.) interpretiert wird die Kom­
petenz der Bundesregierung zur Öffentlichkeitsarbeit, die ihre Grenzen dort 
finde, wo die Chancengleichheit der Parteien verletzt und - so sei hinzuge-
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fügt - der Journalist zum Kuli des Regierungschefs degradiert werden. Mit 
dem letzteren Problembereich hat sich allerdings der Jurist Schürmann we­
nig befaßt. 

Die Informationsansprüche der Presse, wie sie im § 4 der Landespressege­
setze formuliert sind, werden nur insoweit als gegeben bezeichnet, als sie 
sich auf administratives Regierungshandeln in einem bestimmten Falle be­
ziehen (s.S.223). Von sich aus brauchten die Behörden die Presse nicht zu 
informieren. Die Regierung hat also das Privileg, "eigeninitiative Öffent­
lichkeitsarbeit" (S.226) gegenüber den Medien zu betreiben. Die Medien 
dagegen haben nach Schürmann einen Rechtsanspruch auf Versorgung mit 
staatlichen Eigeninformationen nicht bzw. nur im Rahmen der Erfüllung 
der "objektiv-rechtlichen Verfassungspflicht zur Transparenz" (ebd.). Die­
ses Zitat belegt, daß die Benutzung des Werkes vom Leser verlangt, sich 
auf die juristische Begrifflichkeit einzulassen. Wer dies tut und das Sachre­
gister (S.485-490) zu nutzen versteht, wird das Werk nicht nur im engeren 
Themenzusammenhang verwenden können. Der Dokumenten- und 
Tabellenanhang sowie Abbildungen von Regierungsperiodika und -anzei-

. gen lassen erkennen, daß der Autor sich redlich bemüht, die Esoterik sei­
ner Disziplin zu überwinden, was bei seinem Gegenstand vielleicht noch 
durchgängiger hätte geschehen können. 

Kurt Koszyk (Dortmund) 


